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— Einzugsgebiet (Wohnanschrift)

<=.— Familienstand

— Anzahl und Geburtsdaten der Kinder

— Steuerklasse, Erwerbsminderung

— erlernter Beruf, ausgeübte Tätigkeit, erforderliche 
und erreichte Qualifikation

— Beschäftigtengruppe

— ständig Berufstätige und nicht ständig Berufstätige

— arbeitsvertragliche Vereinbarungen (1. oder weite­
res Arbeitsrechtsverhältnis)

— Vollbeschäftigung bzw. verkürzte Beschäftigung der 
Arbeitskraft

— Kontrollnummer der Arbeitskraft

— Beginn und Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnis­
ses

— Quelle des Zuganges bzw. Ursache des Abganges

— Schichteinsatz der Arbeitskraft

— Anwesenheitszeit, tatsächlich geleistete Arbeitszeit

— bezahlte und nichtbezahlte Ausfallzeiten, Ausfallur­
sachen

— bezahlte Zeiten für arbeitsfreie Wochenfeiertage

— Lohngruppe

— Bruttolohn

— Lohnabzüge auf Grund von Rechtsvorschriften

— Nettolohn
— Lohnformen

— Lohnarten (Kostenarten)

— sonstige Geldeinkünfte der Beschäftigten (Bezüge 
bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit, andere 
soziale Leistungen, Entschädigungszahlungen für zu­
sätzliche Aufwendungen, Prämien, andere zum Ar­
beitseinkommen zählende Einkünfte)

— Verantwortungsbereich bzw. Leislungsbereich.

§18
Einzelheiten der Arbeitskräfterechnung werden in 

Übereinstimmung mit den speziellen Rechtsvorschrif­
ten in Richtlinien gemäß § 48 geregelt.

VI.
Leistungs- und Kostenrechnung 

§19
In der Leistungs- und Kostenrechnung für staatliche 

Einrichtungen sind grundsätzlich die Leistungen für die 
Bevölkerung und gesellschaftlichen Auftraggeber so­
wie der Nutzen, der mit den zur Verfügung stehen­
den Arbeitszeitfonds sowie materiellen und finanziel­
len Mitteln erreicht wurde, zu erfassen, nachzüweisen 
und zu analysieren. Dazu gehören insbesondere:
— der Umfang der Gesamt- bzw. Teilleistungen
— die Entwicklung, die Struktur bzw. Arten der Lei­

stungen
— das auf Grund der vorhandenen Kapazitäten und 

Arbeitskräfte mögliche Leistungsvolumen gegen­
übergestellt zu den effektiven Leistungen

— die Kosten und Erlöse nach Verantwortungsberei­
chen bzw. Leistungsbereichen und Leistungsarten

— die Leistungs- und Kostennormaüve sowie Berech­
nungskennziffern und deren Einhaltung.

§20
Einzelheiten der Leistungs- und Kostenrechnung für 

staatliche Einrichtungen, die Formen der Leistungs­
finanzierung anwenden, sowie die Führung getrennter 
Rechnungen für die Leistungen und Kosten werden in 
Übereinstimmung mit den speziellen Rechtsvorschrif­
ten in Richtlinien gemäß § 48 geregelt.

§21
Mit der Leistungs- und Kostenrechnung sind weitere 

Voraussetzungen für die Entwicklung der innerbetrieb­
lichen Wirtschaftsführung, für die Durchführung von 
Leistungs- und Kostenvergleichen innerhalb der staat­
lichen Einrichtung und zwischen den staatlichen Ein­
richtungen und für die Anwendung anderer Formen 
der Initiative der Werktätigen in den staatlichen Ein­
richtungen zu schaffen.

VII.
Haushaltsrechnung

§22
(1) In der Haushallsrechnung sind die Einnahmen 

und Ausgaben der staatlichen Organe sowie der staat­
lichen Einrichtungen nach ihrer Zusammensetzung, 
nach ihren Quellen, ihrer Zweckbestimmung und ihren 
Veränderungen in Aufbereitungsnachweisen zu erfas­
sen. Die Einnahmen und Ausgaben der staatlichen 
Organe sowie der staatlichen Einrichtungen sind nach 
Ablauf des Jahres vollständig in der Jahreshaushalts­
rechnung darzustellen.

(2) Die Fonds der Volksvertretung sind Bestandteil 
der Haushaltsrechnung des jeweiligen örtlichen Rates.

§23
(1) Die Zahlenangaben über die Entwicklung der 

Einnahmen und Ausgaben, der Bestände und der 
Fonds sind auf Buchungskonten einzeln oder zusam­
mengefaßt zu erfassen.

(2) Die Buchungskonten sind zu führen nach der
— zeitlichen Reihenfolge (chronologische Buchungen) 

in einem oder mehreren, nach systematischen Ge­
sichtspunkten getrennten Nachweisen, in denen die 
Vorgänge einzeln erfaßt werden

— sachlichen Ordnung (systematische Buchungen) in 
Konten bzw. entsprechenden Aufbereitungsnachwei­
sen.

§24
(1) Die Gliederung, Bezeichnung und Numerierung 

der Buchungskonten ist in dem Kontenrahmen für 
staatliche Organe und staatliche Einrichtungen ver­
bindlich festgelegt.

(2) Buchungskonten sind jährlich für alle im Haus­
haltsplan festgelegten Einnahmen und Ausgaben ge­
trennt anzulegen. Außerplanmäßige Buchungskonten 
sind bei Bedarf einzurichten.

§25
Die Richtigkeit der Buchungen auf den Buchungs­

konten ist mindestens einmal monatlich zu kontrollie­
ren. Dabei sind festgestellte Differenzen unverzüglich 
zu klären.

§2G
(1) Die Erfüllung der Haushaltspläne der staatlichen 

Organe und staatlichen Einrichtungen ist monatlich 
abzurechnen.


